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Wer in der Schweiz genug lange
gearbeitet hat, dem sollten AHV
und Pensionskasse sorgenlose
letzte Lebensabschnitte ermög
lichen. Jetzt soll die Anlagetätig
keit derberuflichenVorsorge ein
geschränktwerden, staatlich ver
ordnet. Sowill es die Initiative für
ein Verbot der Finanzierung von
Kriegsmaterialproduzenten.

Die von den Jungen Grünen
und der Gruppe für eine Schweiz
ohne Armee lancierte Initiative
verlangt,dass Pensionskassen ihr
Geldnicht in Firmenanlegendür
fen,die Kriegsmaterial herstellen.
DieHürde legendie Initianten bei
Unternehmen, die mehr als fünf
Prozent ihres Jahresumsatzesmit
Rüstungsgütern generieren.Dass

es für die Pensionskassen auf
wendig sein kann, solche Firmen
auszusortieren, scheint einleuch
tend. Im Abstimmungsbüchlein
des Bundes heisst es, aufgrund
des zusätzlichenVerwaltungsauf
wandswäre diesmit «hohenKos
ten»verbunden.Worauf derBun
desrat diese Prognose abstützt,
ist jedoch unklar.

Auch die zahlreich angefrag
ten Pensionskassen und der
Schweizerische Pensionskassen
verbandwollen sichnicht auf eine
Schätzung des zusätzlichen Auf
wands einlassen. Man verweist
auf ein Zitat von Bundesrat Guy
Parmelin: Demnach gibt es auf
grund dervielfältigen Branchen
lösungenkeine konkretenZahlen

bezüglich der Auswirkungen.
TrotzdemwarntederWirtschafts
minister beim Kampagnenauf
takt, dass sich höhere Verwal
tungskosten und Anlagerisiken
sogar direkt auf die Renten aus
wirkenwürden. «In derheutigen
Zeit wäre es absurd, den Druck
auf die Pensionskassen noch zu
sätzlich zu erhöhen», sagte er.

Wenn die Initiative einen der
art schmerzhaftenMehraufwand
zur Folge hätte, müsste eigent
lich einAufschrei durch die Bran
che gehen.Doch davon ist nichts
zu spüren.Man sei politisch neu
tral und nurdenVersichertenRe
chenschaft schuldig, so der Te
nor. Die Initiative sei tatsächlich
nicht der grosse Aufreger für die

Kassen, ist Stefan Thurnherr,
Pensionskassenexperte beimVZ
Vermögenszentrum, überzeugt:
«Zu Beginn derUmsetzungwür
de das sicher Anfangskosten ge
nerieren, aber diese zu dramati
sieren, wäre falsch.»

Pensionskassenvertreter las
sen durchblicken, dass sie vor al
lem keine weiteren regulatori
schen Eingriffe wollen. Sie be
fürchten, dass die Initiative
Begehrlichkeitenwecken könnte:
nachEinschränkungen derAnla
getätigkeit im Bereich vonTabak
überErdöl bis hin zuGeldspielen.

Die Branche pocht auf Eigen
verantwortung. «Immer mehr
Pensionskassen schliessen Inves
titioneninRüstungsunternehmen

freiwillig aus», sagt Hanspeter
Konrad, Direktor des Pensions
kassenverbandes.Ein solcherVer
zichtwerde unausweichlich zum
Standard: Zwangsvorschriften in
der Verfassung zu verankern, sei
weder nötig noch zielführend.
Tatsächlich führt der Verein für
verantwortungsbewusste Kapi
talanlagen eine Ausschlussliste,
die viele Firmen aufführt, die in
stark geächteten Rüstungsberei
chen tätig sind wie etwa in der
Produktion von Streumunition.
Die meisten grossen Pensions
kassen sind Mitglied bei diesem
Verein, viele kleine orientieren
sich zumindest daran.

Gregor Poletti

Stimmt es, dass bei einem Ja unsere Renten gefährdet sind?
Initiative zu Kriegsgeschäften Der Bund warnt vor negativen Folgen für die Altersvorsorge. Belegen kann er das jedoch nicht.

Viel Geld zum Anlegen

Die berufliche Vorsorge ist seit
1985 obligatorisch. Das seither
von Pensionskassen und Versi
cherungen verwaltete Sparkapital
liegt deutlich über dem Brutto
inlandprodukt und den Reserven
der Schweizerischen National
bank. 2016 überschritten die
Fonds der beruflichen Vorsorge
zum ersten Mal die Marke von
1000 Milliarden Franken (1 Billion).
Etwa 80 Prozent des Sparkapitals
werden von den über 1600 Pen
sionskassen verwaltet, der Rest
liegt in der Obhut von Versiche
rungen im Bereich des Sammel
stiftungsrechts. (gr)

Dominik Feusi

Über 18 Millionen Franken, so
viel lassen sich Befürworter und
Gegner denAbstimmungskampf
umdie Konzernverantwortungs
initiative schätzungsweise kos
ten.Dies zeigen Recherchen die
ser Zeitung. Der finanzielle Ein
satz beider Seiten liegt damit
mehr als doppelt so hochwie bei
derAbzockerinitiative 2013, dem
bisherigen Rekordhalter.

Und noch etwas ist diesesMal
anders: Nicht die Gegner aus
dem Lager der Wirtschaftsver
bände setzen ammeisten Mittel
ein, sondern die Befürworter. Sie
haben den Abstimmungskampf
viel früher begonnen und viel
breiter geführt als die Gegner. Sie
haben zum Beispiel mindestens
zehn Briefwurfsendungen in der
ganzen Schweiz gebucht. So ein
Versand in die Briefkästen kos
tet laut unabhängigen Fachleu
ten je 800’000 Franken.

In derPresse erschienen allein
in der Hauptkampagnenphase
der letzten siebenWochen in al
lenwichtigen Zeitungenmindes
tens zwei Inserate proWoche für
die Initiative. Gemäss einer Aus
wertung derUniversität Bern ha
ben die Befürworter schon vor
einem Jahrerste Inserate gebucht.
Ihre Inseratkampagne ist gemäss
der Untersuchung der Universi
tät Bern die grösste für ein links
grünes Anliegen seit 2013.

Hoffnung auf Ständemehr
Im Internet gab es zugunsten der
Initiative ebenfalls mindestens
drei Kampagnenstränge, die auf
Plattformen von Facebook und
Twitter über Youtube bis Instag
ramausgespieltwurden.Zurück
haltendgerechnet kostet eine sol
che Kampagne laut mehreren
Werbefachleuten eine halbe Mil
lion Franken. Für drei Kampag
nenmacht das anderthalbMillio
nen. Die Initianten sind zudem
mit Plakaten in derÖffentlichkeit
viel präsenter als die Gegner, be
sonders dort,wo Plakate viel be
achtetwerden und entsprechend
viel kosten: in den Städten und
vor allem in den Bahnhöfen.

Das hat auchmit der Strategie
derGegner zu tun. Sie haben ent

schieden, in den Städten auf eine
grosse Plakatkampagne zu ver
zichten.Und sich stattdessen auf
die Landkantone zu konzent
rieren, um die Initiative mit dem
Ständemehr zu bodigen. Dies ist
zwareine riskante Strategie, führt
aber zu deutlich tieferen Kosten.

Zudem setzen die Gegner einen
Schwerpunkt auf die Präsenz in
Onlinemedien. Dort waren sie
früh aktiv und haben rund eine
Million Franken ausgegeben.

Ihre Inserat und Plakatkam
pagne haben die Gegnerviel spä
ter als die Befürworter gestartet.

IhrerKampagnemit einemBern
hardiner, der sich in den eigenen
Schwanz beisst, gelang es kaum,
die Hauptbotschaft zu transpor
tieren, dass die Initiative in der
Schweiz Schaden anrichte. In der
letzten Phase desAbstimmungs
kampfs – etwa seit Anfang No
vember – versuchten die Gegner
darum mit einer zweiten Kam
pagne einerseits die Parolen der
bürgerlichen Parteien und an
derseits den Gegenvorschlag be
kannter zu machen.

Gemäss derUntersuchungder
Uni Bern haben die Gegner die
Befürworter bei der Anzahl ge
buchter Inserate inzwischen
deutlich überholt. Etwas zu den
Kosten der Inserate sagt die Stu
die aber nicht. Die geschätzten
Kosten für Inserate und Plakate
derGegner sind aber geringer als
jene derBefürworter.Hinzu kom
men bei Letzteren die Ausgaben

für die Kampagnenfahnen von
rund 800’000 Franken.

Rund 13Millionen für ein Ja
Addiert man die Schätzungen zu
den einzelnen Elementen der
Kampagnen, kommtman für die
Befürworter auf gut 13 Millionen
Franken.Nicht eingerechnet sind
dabeiAusgaben fürPersonal und
fürNebenkampagnenwiedasEn
gagement der Landeskirchen
oder einzelner mit der Initiative
verbundenerOrganisationen.Die
Kosten des geplanten Versandes
von 500’000Postkarten zuguns
ten der Initiative sowie für die in
denvergangenenTagenvermehrt
aufgetauchten Kleber an Brief
kästen sowie in Städten und Ag
glomerationen verteilten Flyer
könnennicht berücksichtigtwer
den,da derenAusmass unklar ist.

Die Initianten schreiben auf
Anfrage, der Betrag sei «viel zu

hoch und aus der Luft gegriffen».
Zur Höhe des Gesamtbudgets
oder einzelnerMassnahmen äus
sern sie sich nicht. Es führe zu
ungleichen Spiessen, wenn eine
Seite transparent sei und die an
dere nicht.

Die Gegner dürften geschätzt
gut 5 Millionen Franken ausge
geben haben – Personalkosten
und Nebenkampagnen wie etwa
die kürzlich aufgetauchten Kra
wallFilme nicht mitgerechnet.
Letzterewurdenvorallem imNo
vember in zweiWellen auf Face
book beworben.Wie viel dies ge
kostet hat, ist nicht bekannt.

Auch bei Economiesuisse legt
man die Kosten nicht offen. Der
Verband publiziert laut Sprecher
Michael Wiesner grundsätzlich
keine Angaben zu Kampagnen
budgets. Die von den Initianten
kolportierten 8 Millionen Fran
ken seien aber deutlich zu hoch.

Befürworter investieren Rekordsumme
in einen Abstimmungssieg
Kampagnen zur Konzerninitiative So viel Geld für und gegen eine Vorlage wurde in der Schweiz noch nie ausgegeben.
Das zeigen Recherchen im Umfeld von Befürwortern und Gegnern. Erstaunlich: Die Befürworter haben die Nase vorn.

Seit Monaten im ganzen Land zu sehen: Plakate werben gegen, Fahnen für die Konzernverantwortungsinitiative. Foto: Dominique Meienberg
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* Kampagnenfahnen (0,8 Mio.) und Kampagnenfilm (0,1 Mio.)

Abstimmungskampf: Die Budgets der Kampagnen
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